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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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MELDUNG/1057: Über 1600 Teilnehmer*innen demonstrierten gegen die Münchner Sicherheitskonferenz (Kampagne "Ende Gelände")


Pressemitteilung des Bündnis' "Keine Sicherheit diesen Verhältnissen"
vom 15. Februar 2020

Über 1600 Teilnehmer*innen demonstrieren gegen die Münchner
Sicherheitskonferenz +++ "Rechtsruck und Klimakrise müssen weltweit
bekämpft werden" +++ Polizei behindert Rettungswagen und setzt Schlagstöcke
ein



München - Freitag Abend demonstrierte das neue Bündnis "Keine Sicherheit
diesen Verhältnissen" gegen die Münchner Sicherheitskonferenz (SiKo). Es
wird unterstützt von Ende Gelände, der Karawane, der Seebrücke München, dem
Bündnis noPAG, der Antifa NT und anderen antirassistischen und
antifaschistischen Gruppen. Die Demonstration sieht sich als Teil der
Klimagerechtigkeitsbewegung und des Widerstands gegen Rechtsruck und
autoritären Staatsumbau.

"Die Münchner Sicherheitskonferenz steht symbolisch für eine Welt, in
 der gesellschaftliche Probleme mit Gewalt beantwortet werden. Weltweit
 beobachten wir Aufrüstung und Brutalisierung von Polizei, Militär und
 Grenzschutz. Diese sind direkt mit dem Aufstieg der extremen Rechten
 verknüpft. Rechte Regierungen sind nicht nur die mächtigsten
 Klimawandelleugner*innen, sie sind es auch, die immer brutaler gegen
 Migrant*innen und Aktivist*innen vorgehen. Rechtsruck und Klimakrise
 müssen weltweit bekämpft werden!"

 Fred Heussner, Pressesprecher des Bündnisses "Keine Sicherheit diesen
 Verhältnissen"



Die Demonstration wurde am Oberanger gestoppt. Die Polizei setzte
Schlagstöcke gegen Demonstrant*innen und Journalist*innen ein.

"Wir sind entsetzt über das Verhalten der Polizei. Welche bizarren
 Auswirkungen der Sicherheitswahn gerade annimmt, hat sich auch gezeigt,
 als ein Rettungswagen durchfahren wollte. Während die Demonstrierenden
 sofort eine Rettungsgasse bildeten, hat die Polizei weiter die Straße
 blockiert. Der Krankenwagen musste umdrehen. Angesichts der Tatsache,
 dass bei medizinischen Notfällen jede Sekunde zählt, ist dieses Verhalten
 der Polizei grob fahrlässig."

 Sina Reisch, Pressesprecherin des Bündnisses "Ende Gelände"



4 Menschen wurden festgenommen, kamen jedoch am selben Abend wieder frei.
In einem Fall wurde als Grund angegeben, die Person habe mit einer Fahne
der kurdischen Frauenverteidigungseinheiten "YPJ" gewedelt. Dabei handelt
es sich um diejenigen Einheiten, die maßgeblich am Sieg gegen den sog.
Islamischen Staat beteiligt waren.

"Diese Kriminalisierung ist grotesk und wir fordern die Aufhebung des
 PKK-Verbots. Die kurdische Freiheitsbewegung ist wegweisend mit ihrem
 System der staatenlosen Demokratie und einem öko-feministischen
 Gesellschaftsmodell."

 Fred Heussner



Auch die Klimakatastrophe bewegt die Demonstrierenden. An der Konferenz
nehmen auch Rohstoffkonzerne wie Shell, Statoil und EnBW teil.

"Angesichts der Klimakrise sind Kriege noch absurder. Unmengen an
 Ressourcen werden verschwendet, um Städte zu zerstören und Menschen zu
 töten. Krieg und militärische Aufrüstung belasten Umwelt und Klima
 extrem. Konzerne wie Airbus heizen die Klimakrise an und liefern
 gleichzeitig die technologische Ausstattung für rassistische Grenzregime.
 Eine nationalistische Staatenwelt der Konkurrenz wird immer zu neuen
 Kriegen und Abschottung führen."

 Sina Reisch



"Wir wollen eine Zukunft, in der alle Menschen in Frieden leben können
 und wo Ressourcen gerecht verteilt sind. Wir schauen nicht schweigend zu,
 wie der Kapitalismus unsere Welt vernichtet. Solidarisch mit
 emanzipatorischen Bewegungen und Aufständen auf der ganzen Welt kämpfen
 wir für Klimagerechtigkeit."

 Sina Reisch



Das Bündnis will frischen Wind in die Friedensbewegung bringen und erhofft
sich ein vielfältiges Protestwochenende. Es ruft deshalb zum
Rojava-Solidarischen Block auf der Samstagsdemo auf und empfiehlt, bei der
Münchner Shadow Security Conference in den Münchner Kammerspielen
mitzudiskutieren.

Weitere Informationen gibt es auf der Homepage:

https://keinesicherheit.blackblogs.org

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org
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ATTAC/2033: 20 Jahre Attac - Jubiläum in der Paulskirche


Attac Deutschland

Stadt Frankfurt am Main

Gemeinsame Pressemitteilung vom 16. Februar 2020

Die wehrhafte Demokratie braucht die kritische Zivilgesellschaft

20 Jahre Attac: Globalisierungskritiker und Stadt Frankfurt luden zur
Diskussion in der Paulskirche ein



(ffm) Nicht erst die Ereignisse in Erfurt haben gezeigt: Die
Grundpfeiler der Demokratie in Deutschland sind an vielen Stellen
gefährdet. Zugleich schrumpfen Handlungsspielräume für
bürgerschaftliches Engagement. "Zivilgesellschaft unter Druck: Die
Bedeutung von kritischem Engagement für die Demokratie" lautete denn
auch der Titel der Diskussionsveranstaltung am Samstag, 15. Februar, in
der Frankfurter Paulskirche, zu der das globalisierungskritische
Netzwerk Attac und die Stadt Frankfurt gemeinsam eingeladen hatten.
Anlass war das 20-jährige Bestehen von Attac Deutschland.

Oberbürgermeister Peter Feldmann begrüßte die 550 Gäste in der vollen
Paulskirche und betonte, diese sei der richtige Ort für eine Diskussion
über die zentrale demokratische Frage "In welcher Gesellschaft wollen
wir leben?". "Diese Veranstaltung hat eine Vorgeschichte", sagte das
Stadtoberhaupt und erinnerte daran, dass die Paulskirche am 15.
September 2018 von Attac-Aktivistinnen und -Aktivisten symbolisch
besetzt wurde. "Dieser Termin war kein Zufall. Denn der 15. September
wurde von den Vereinten Nationen 2007 zum Internationalen Tag der
Demokratie erklärt. Das Datum soll darauf aufmerksam machen, dass
Demokratie nicht einfach so besteht, sondern man sich dafür einsetzen
muss", sagte Feldmann.

Aus diesem Grund habe sich der Oberbürgermeister, welcher sich
seinerzeit auf einer Dienstreise in der Türkei befand, auch dagegen
entschieden, die Paulskirche räumen zu lassen, da die Besetzung
friedlich verlief und sich die Aktivisten für Demokratie einsetzten.
"Wir brauchen Bündnisse, Netzwerke und wache Geister, die für unsere
Demokratie streiten. Attac setzt sich seit 20 Jahren für gerechte
Globalisierung und Demokratisierung sowie für eine ökologische,
solidarische und friedliche Weltwirtschaftsordnung ein. Daher gratuliere
ich heute gerne zum Jubiläum", sagte der Oberbürgermeister.

Es sei höchste Zeit, Antifaschismus und den Kampf gegen Ausbeutung als
bürgerlichen Minimalkonsens zu begrüßen, statt sie als angeblich
radikale Ideologie abzuwehren, forderte die Journalistin Ferda Ataman in
ihrer Auftaktrede. Doch wer sich engagieren wolle, müsse "immer noch
erklären, warum wir in Deutschland Menschenrechte und Bürgerrechte
durchsetzen wollen", kritisierte sie. "Warum ist das so? Machen wir den
Minimalkonsens wieder menschenfreundlich!"

Ob durch die Kriminalisierung von Seenotrettung, verschärfte
Polizeigesetze, die Aushöhlung des Rechts auf Privatsphäre oder die
Aberkennung der Gemeinnützigkeit: Unbequeme zivilgesellschaftliche
Akteure haben zunehmend mit so genannten Shrinking Spaces zu kämpfen.
Darin waren sich Luisa Neubauer von Fridays for Future, die
Netzaktivistin Katharina Nocun, Jana Ciernioch von SOS Méditerranée und
die Attac-Aktivistin Judith Amler bei der Diskussion auf dem Podium einig.

Während sich die EU komplett aus der Seenotrettung zurückziehe, führe
die Kriminalisierung der zivilen Seenotrettung dazu, dass die Flucht
übers Mittelmeer immer gefährlicher werde und kaum noch jemand die
täglichen Menschenrechtsverletzungen an die Öffentlichkeit bringe,
berichtete Jana Ciernioch: "Den Preis zahlen die Menschen, die auf der
Flucht ertrinken. Unsere Aufgabe ist es, weiter vor Ort zu sein - damit
das Mittelmeer keine Blackbox wird."

Anders als den Seenotrettern ist es den Schülerinnen und Schülern von
Fridays for Future im vergangenen Jahr gelungen, zivilgesellschaftliche
Spielräume zu öffnen und mit Leben zu füllen, betonte Luisa Neubauer.
Die Aktivistin beunruhigt aber, in welche Richtung sich der Klimadiskurs
verschiebt: "Wenn Aktivist*innen zu 'Klimahysteriker*innen' und
Wissenschaftler*innen zu 'Apokalyptiker*innen' degradiert werden, macht
man Türen zu, die in diesen Tagen weit aufgestoßen werden müssten."

Je stärker die Eingriffe in die Privatsphäre der Bürgerinnen und Bürger,
desto kleiner der Spielraum für zivilgesellschaftlichen Protest. Auf
diesen Zusammenhang machte Katharina Nocun aufmerksam: "Das Recht,
seinen 'eigenen Raum' zu haben, ist ein wichtiges Fundament vernetzter
Demokratie. Wenn Wirtschaft und Strafverfolgungsbehörden darauf dringen,
dass man gefälligst 'nichts zu verbergen' haben sollte, gerät dieses
Fundament unter Druck."

Repressionen wie in vielen autoritär regierten Staaten sind in
Deutschland kaum denkbar, stellte Judith Amler klar. "Doch ein
vermeintlich niedrigschwelliger erster Schritt zur Einschränkung von
Rechtsstaat und Demokratie ist der Versuch, Finanzierungsquellen für
nichtstaatliche Akteure auszutrocknen, etwa indem ihnen wie Attac die
Gemeinnützigkeit entzogen wird. Dagegen müssen wir uns gemeinsam wehren.
Es gilt, die freie Meinungs- und Willensbildung zu verteidigen und eine
verlässliche Finanzierung auch für kritische Stimmen zu sichern. Denn
die wehrhafte Demokratie ist auf aktive Bürgerinnen und Bürger und eine
wache Zivilgesellschaft angewiesen."

Weitere Informationen unter:

www.attac.de/20-jahre-attac im Internet.

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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MELDUNG/095: Hölderlin-Jubiläumsjahr 2020 eröffnet (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung, Februar 2020

Hölderlin-Jubiläumsjahr 2020 eröffnet -

Kulturstaatsministerin Grütters: "Vom Elfenbeinturm in die Welt"



Kulturstaatsministerin Monika Grütters hat am Samstag in Tübingen gemeinsam
mit Baden-Württembergs Ministerpräsidenten Winfried Kretschmann das
Hölderlin-Jubiläumsjahr eröffnet, das dem 250. Geburtstag des
Dichters gewidmet ist. Dabei wurde auch der aufwändig sanierte
Hölderlinturm wiedereröffnet.

"Vielen galt Friedrich Hölderlin als nationaler Dichter, als Inbegriff
deutscher Dichtkunst. Doch seine Sehnsucht, sein Blick ging hinaus in die
Welt", sagte Grütters und unterstrich die herausragende Wirkung des
Dichters auch über die deutschsprachigen Grenzen hinaus: "Er, der
Deutschland kaum verlassen hat und die zweite Hälfte des Lebens in einem
Tübinger Turm - im sprichwörtlichen Elfenbeinturm! - verbrachte, war
dichtend ein Kosmopolit: unterwegs vor allem in Griechenland, aber auch in
Asien, ja auf der ganzen Welt".

Friedrich Hölderlin zählt zu den bedeutendsten Lyrikern seiner Zeit. Er
übte mit seinen Oden, Elegien und Hymnen großen Einfluss auf andere
Dichter wie Stefan George, Georg Trakl, Ingeborg Bachmann und Paul Celan
aus. Seine Gedichte wurden in mehr als 80 Sprachen übersetzt. Sein Werk sei
zur "Weltlektüre" geworden, so Grütters. "Hölderlin bleibt wirkmächtiger
Kulturbotschafter und glaubwürdiger Kronzeuge für die wechselseitige
Inspiration unterschiedlicher Kulturen."

Der 250. Geburtstag des Dichters wird im Jubiläumsjahr mit
dem umfangreichen Programm "Hölderlin 2020" gefeiert. Mehr als
600 Veranstaltungen mit Schwerpunkt in Baden-Württemberg laden dazu ein,
Hölderlin und seine Gedichte erneut oder erstmals zu entdecken. Die
Veranstaltungen werden vom Literaturarchiv in Marbach koordiniert, das auch
vom Bund gefördert wird.

Der Bund unterstützt das vielfältige Programm, das Hölderlins einzigartiges
Schaffen und Wirken würdigt. So fördert die Beauftragte der Bundesregierung
für Kultur und Medien eine dreitägige Veranstaltung des "Hauses
für Poesie" in Berlin, die sich im März der internationalen Rezeption
Hölderlins widmen wird. Eine Wanderausstellung zeigt die Schauplätze
Hölderlins aus dem Blick der Fotografin Barbara Klemm. Außerdem
finden diverse Veranstaltungen zu Hölderlin und Beethoven im Rahmen des
BTHVN 2020-Projekts statt. Darüber hinaus beteiligt sich der Bund an der
Sanierung des Geburtshauses des Dichters in Lauffen.

Eine Übersicht über das Programm zum Jubiläumsjahr bietet die
Internetseite: 

www.hoelderlin2020.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, Februar 2020

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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AUSSICHTEN/8896: Und morgen, den 17. Februar 2020 (SB)


+++ Vorhersage für den 17.02.2020 bis zum 18.02.2020 +++
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Wechselwetter, Wanderregen,

Sonnenschein und Graupelschauer,

die sich über Felder legen,

treffen Jean-Luc auf der Lauer.
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IMI/1006: Deutschland - Per EU-Umweg zur Atommacht?


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2020/004b vom 15. Februar 2020

Deutschland: Per EU-Umweg zur Atommacht?

Die Münchner Sicherheitskonferenz und die Debatte über die "Europäisierung"
der Force de Frappe

von Jürgen Wagner



Am 7. Februar 2020 hielt der französische Präsident Emmanuel Macron eine
mit Spannung erwartete Grundsatzrede [1], in der er mit Ankündigung die
bereits seit einiger Zeit durch die Gegend geisternde Frage einer möglichen
"Europäisierung" des französischen Atomwaffenarsenals ("Force de Frappe")
adressieren wollte. Ihre Bedeutung erhielt die Rede, die an sich wenig
Neues enthielt, nicht zuletzt deswegen, weil im Vorfeld vor allem in
Deutschland immer mehr Stimmen laut wurden, die von Frankreich mehr oder
minder offen forderten, seine Nuklearwaffen auf diesem Weg gefälligst
faktisch mit Deutschland zu teilen.

Das Thema wurde dann auch bei Macrons Auftritt bei der Münchner
Sicherheitskonferenz am 15. Februar 2020 aufgegriffen, wo noch einmal
deutlich wurde, dass er damit zwei Fliegen mit einer Klappe schlagen
möchte: Er will hierüber eine schrittweise Abkopplung von den USA befördern
und gleichzeitig den französischen Einfluss innerhalb der Europäischen
Union auf Kosten Deutschlands zurückdrängen.

Das eigene Atomwaffenarsenal sieht Macron hierfür als das probate Mittel
an, weshalb er überhaupt nicht daran denkt, substanzielle
Entscheidungsbefugnisse teilweise in andere - und schon gar nicht in
deutsche - Hände zu legen. Weil Macron dies in seiner Rede wie auch bei der
Sicherheitskonferenz mehr als deutlich gemacht hat, enthielten Teile der
Reaktionen eine Mischung aus Enttäuschung, Ärger und manchmal sogar wenig
versteckten Drohungen, dann müsse Deutschland eben über eigene Atomwaffen
nachdenken.

Deutschland: Atomare Avancen

Nicht erst seit Macrons Grundsatzrede ist eine mögliche "Europäisierung"
des französischen Atomwaffenarsenals innerhalb der deutschen Strategischen
Gemeinschaft Gegenstand [2] der Debatten. Ein solcher Schritt würde eine
machtpolitische Emanzipation von den USA ermöglichen und gleichzeitig auch
per Umweg endlich einen direkteren Zugriff auf die Bombe ermöglichen, den
Hardliner schon seit etlichen Jahrzehnten anstreben.

Wolfgang Ischinger, der Leiter der Münchner Sicherheitskonferenz, äußerte
[3] seine diesbezüglichen Vorstellungen bereits vor ziemlich genau einem
Jahr: "Die atomaren Einsatz-Optionen Frankreichs sollten nicht nur das
eigene Territorium, sondern auch das Territorium der EU-Partner mit
abdecken."

Zuletzt war es der CDU-Verteidigungspolitiker Johann Wadepuhl, der sich
Anfang Februar im unmittelbaren Vorfeld von Macrons Grundsatzrede in die
Debatte [4] einschaltete: "Wir müssen eine Zusammenarbeit mit Frankreich
bei den Nuklearwaffen ins Auge fassen [...]. Deutschland sollte bereit
sein, sich mit eigenen Fähigkeiten und Mitteln an dieser nuklearen
Abschreckung zu beteiligen. Im Gegenzug sollte Frankreich sie unter ein
gemeinsames Kommando der EU oder der Nato stellen."

Seine nukleare Autonomie lässt sich Frankreich einiges kosten [5]: "Jedes
Jahr gibt Frankreich 4,5 Milliarden Euro für die nukleare Abschreckung aus,
20 Prozent seines Militärbudgets, hochgerechnet 20 Centimes pro Tag und
Bürger. Die nötige Modernisierung des weniger als 300 Köpfe zählenden
Atomwaffenarsenals wird in den nächsten fünf Jahren allein 37 Milliarden
Euro kosten und auf insgesamt 50 Milliarden beziffert."

Vor diesem Hintergrund machte sich der CDU-Verteidigungspolitiker Roderich
Kiesewetter bereits vor einiger Zeit darüber Gedanken, wie - bzw. ob - denn
Frankereich für die Abgabe diesbezüglicher Entscheidungs- und damit vor
allem Machtkompetenzen finanziell kompensiert werden könnte. Er beauftragte
damit Wissenschaftlichen Dienst des Bundestages, der auch gleich noch
klären sollte, ob ein "europäischer" Atomwaffenzugriff Deutschlands im
Einklang mit dem "Nuklearen Nichtverbreitungsvertrag" (NVV) stehen würde.
Daraufhin erklärte der Wissenschaftliche Dienst am 23. Mai 2017
pflichtschuldig mit seinem Sachstand "Deutsche und europäische
Ko-Finanzierung ausländischer Nuklearwaffenpotentiale" 5 alle rechtlichen
Bedenken für irrelevant erklärte. "Die derzeitigen völkerrechtlichen
Verpflichtungen Deutschlands aus dem NVV und dem 'Zwei-Plus-Vier-Vertrag'
beschränken sich auf das Verbot eines Erwerbs von eigenen Atomwaffen
('deutsche Bombe'). Die 'nukleare Teilhabe', wie sie bereits im Hinblick
auf die in Deutschland stationierten US-Atomwaffen praktiziert wird,
verstößt ebenso wenig gegen den NVV wie die Ko-Finanzierung eines
ausländischen (z.B. französischen oder britischen)
Nuklearwaffenpotentials."

Im Hintergrund von derlei Überlegungen steht eine grundsätzliche - und
deutlich zunehmende - Skepsis gegenüber den USA, die augenscheinlich das
Bedürfnis nach "nuklearen Alternativen" mit befeuert. Für einen EU-Umweg
zur Atombombe sprachen sich laut FAZ [6] in einer Umfrage [7] im Auftrag
der Körber-Stiftung auch eine Mehrheit der Bevölkerung aus - dass die aber
nur ganz knapp über den 31 Prozent liegt, die Atomwaffen ganz weg haben
will, vergisst das Blatt geflissentlich zu erwähnen: "Die klassische und
nach wie vor tragende Variante - der amerikanische Nuklearschirm - ist nur
noch für 22 Prozent der Befragten wünschenswert. Favorisiert wird
stattdessen eine europäische Variante, mit Frankreich und Großbritannien
als Garanten. 40 Prozent wünschen sich, dass Berlin sich in erster Linie um
den nuklearen Schutz durch diese beiden Staaten bemüht, die zwar über
Atomwaffen verfügen, allerdings deutlich weniger als die Vereinigten
Staaten. Für die Idee, dass Deutschland sich selbst schützt und eigene
Nuklearwaffen entwickelt, spricht sich nur eine kleine Minderheit aus.
Sieben Prozent würden einen solchen Schritt begrüßen."

Vor diesem Hintergrund wurde teils ein großer Wurf von Macron erwartet,
wenn etwa die FAZ [8] am Tag vor seiner Grundsatzrede eine Atommacht Europa
herbeivisionierte: "Könnten französische Nuklearwaffen bald auch
Deutschland schützen? Nach eigenem Bekunden will Macron den gaullistischen
Unabhängigkeitsgedanken hinter der Atomstreitmacht weiterentwickeln - im
europäischen Sinne. [...] Sollte am Ende des Ausbaus der europäischen
Verteidigungskapazitäten auch ein europäischer Nuklearschirm stehen?"

Frankreich: Non, mais...

Wie zu erwarten war, erteilte Macron allen Vorstellungen, sein Land werde
substanzielle Entscheidungsbefugnisse in Atomwaffenfragen abgeben, eine
mehr als deutliche Absage. Schon als Ischinger im Februar 2019 seine
nukleare Charmeoffensive Richtung Paris richtete, wurde dies abschlägig
beschieden. In der FAZ [9] hieß es damals: "Frankreich ist nach dem Brexit
die einzige Nuklearmacht in der EU. Doch es sieht nicht so aus, als wolle
sich das Land schützend vor die Staatengemeinschaft stellen: Dass Macron
nicht zur Sicherheitskonferenz nach München kommt, ist dafür nur ein
Indiz."

Für seine jetzige Grundsatzrede wählte der französische Präsident mit der
"Ecole de Guerre" einen symbolträchtigen Ort, nämlich den, wo Charles de
Gaulle am 3. November 1959 den Aufbau der "Force de Frappe" angekündigt
hatte. Der Blog Augengeradeaus [10] fasste die zwei Kernbotschaften -
Absage und Angebot - der Macron-Rede folgendermaßen zusammen: "Zur Force
de Frappe, der französischen Atomstreitmacht, sagte Macron im
Wesentlichen nichts Neues: die Entscheidung über den Einsatz behalte sich
Frankreich selbst vor; eine Einbindung in die Nukleare Planungsgruppe der
NATO ist nicht geplant. Frankreich werde aber gerne mit seinen Partnern in
einen strategischen Dialog über diese Waffen eintreten."

So klar Macron etwaigen Vorstellungen einer Europäisierung der "Force de
Frappe" eine Absage erteilte, so deutlich bot er aber eben auch an, das
Atomwaffenarsenal - unter französischer Hoheit - in den europäischen Dienst
zu stellen: "Um es deutlich zu sagen: Die vitalen Interessen Frankreichs
haben fortan eine europäische Dimension". Er brachte dabei die Option für
einen "strategischen Dialog" über die "Rolle der nuklearen Abschreckung
Frankreichs" ins Spiel. Das kann aus seiner Sicht bis hin zur Einbindung in
konkrete Manöver gehen: "Die europäischen Partner, die sich in dieser
Richtung engagieren wollen, könnten eingebunden werden in die Übungen der
französischen Abschreckungskräfte."

Bei der Münchner Sicherheitskonferenz erneuerte [11] Macron dieses Angebot:
"Ich biete jetzt einen strategischen Dialog mit allen Partnern, die das
wünschen, auch im atomaren Bereich."

Wie bereits eingangs angesprochen dürfte Macron mit seinem Vorstoß
zweierlei Dinge im Blick haben: Einmal gilt [12] es unter EU-Strategen als
zwingend erforderlich, mit Deutschland eine Übereinkunft in Sachen
Atomwaffen zu finden, ohne die eine Abkoppelung oder gar Gegenmachtbildung
zu den USA, mit der Paris ja permanent liebäugelt, unmöglich wäre. Nicht
von ungefähr gab Macron auf der Münchner Sicherheitskonferenz mehr oder
weniger deutlich dieses Ziel aus und forderte Deutschland auch gleich noch
auf, hier nicht mehr weiter zu zaudern, wie die FAZ [13] berichtete:
"Frankreichs Präsident will Europa in zehn Jahren sicherheitspolitisch auf
eigene Beine stellen. [...] Frankreichs Präsident Emmanuel Macron [14] hat
Deutschland auf der Münchner Sicherheitskonferenz zu einer schnelleren
Antwort auf seine europäischen Initiativen aufgerufen. Er sei zwar nicht
'frustriert', aber 'ungeduldig', sagte Macron am [15. Februar 2020]. Er
forderte 'klare Antworten' Deutschlands und Frankreichs auf die derzeitigen
Probleme in Europa."

Auf der anderen Seite würde eine stärkere Rolle der französischen
Atomwaffen in der europäischen Strategieplanung, wie ebenfalls bereits
angedeutet, den Einfluss des Landes gegenüber Deutschland solange stärken,
wie es die volle Kontrolle über alle relevanten Entscheidungen behält. Und
nachdem genau dies die Absicht Macrons ist, wurde in Deutschland teils
recht verschnupft auf seine Initiativereagiert.

Kaum verhohlene Drohungen

Die Reaktionen auf Macrons-Rede schwankten in Deutschland vor allem
zwischen zwei Polen. Da wären einmal diejenigen, die alle Überlegungen in
Richtung einer stärkeren Europäisierung der Atomwaffenfrage - nicht zu
Unrecht - ohnehin als eine mögliche Abtakelung der Nuklearen Teilhabe der
NATO und damit eine Axt an einem engen Bündnis mit den USA betrachten. Das
bereits vorauseilend kurz vor Macron veröffentlichte Bekenntnis [15] von
Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer dürfte zum Beispiel in
diesem Zusammenhang zu sehen sein: "Wir stehen unter dem Nuklearschirm der
Nato."

Auch der seitens der Regierungsberater der "Stiftung Wissenschaft und
Politik" [16] zum Thema lancierte Artikel geht faktisch in diese Richtung.
Macrons Angebot zum Dialog wird links liegen gelassen bzw. in einen
Vorschlag umgemünzt, von dem man sicher sein kann, dass er ins Leere laufen
wird: "Ein konkretes Angebot enthält die Rede des französischen Präsidenten
gleichwohl. [...] Die deutsche Antwort auf die Einladung des französischen
Präsidenten, einen strategischen Dialog über die Rolle der französischen
Nuklearwaffen zu führen, sollte somit lauten: Der Dialog über eine
europäische nukleare Abschreckung ist richtig und wichtig, er kann jedoch
am besten in den seit Jahrzehnten gut etablierten Institutionen der Nato -
zuvorderst der der Nuklearen Planungsgruppe (NPG) - stattfinden. Eine
Beteiligung Frankreichs an der NPG, die gleichzusetzen ist mit der
Bereitschaft des Landes, der Nato seine Nuklearwaffen zur Verfügung zu
stellen, würde dem Anliegen, den europäischen Pfeiler in der Nato zu
stärken, echte Konturen verleihen. Sie wäre auch für alle europäischen
Mitglieder des Militärbündnisses tragfähig. Mag sein, dass eine Beteiligung
Frankreichs an den gemeinsamen Nuklearstrukturen der Allianz in Paris
weiterhin ein Tabu bleibt. Der von Macron angedachte Dialog sollte jedoch
vor Tabus nicht zurückschrecken."

Eine Mittelposition nimmt hier Wolfgang Ischinger ein, der dafür plädierte
[17], die Vorschläge von Macron aufzunehmen: "Sollten wir dieses Angebot
annehmen? Dringlich ja! Weil wir nicht darauf vertrauen können, dass wir
auf ewig unter der wunderbaren amerikanischen Käseglocke uns nur mit uns
selber beschäftigen können, das ist aus meiner Sicht Traumtänzerei."

Weil Macron hier aber keine "Atommacht Europa" mit weitreichenden deutschen
Mitspracherechten anbot, tummeln sich am Ende des Spektrums diejenigen
"Strategen", die extrem verärgert über die französische Weigerung sind, die
mit vielen Milliarden aufgebaute "Force de Frappe" einem deutschen
Teilzugriff zu überantworten. Sie plädieren mal mehr mal weniger offen
deshalb für eine deutsche Atombewaffnung.

Politische Hochkaräter haben sich diesbezüglich - wohl nicht zuletzt aus
PR-Gründen - bislang zurückgehalten, derzeit noch sind es eher Personen aus
der zweiten oder dritten Reihe, die sich in dieser extremen Richtung
äußern. In der jüngeren Debatte war es nicht zuletzt der emeritierte
Politikprofessor Christian Hacke [18], der sich lautstark einmischte:
"Russland ist zu kalkulieren, nämlich als revisionistische Macht. Und Putin
ist ein erstklassiger Machiavellist, der genau weiß, wie er die russische
Stärke wieder aufbaut. [...] Das ist alles brandgefährlich. Und dann sind
wir in einer Situation, brutal ausgedrückt, realistisch, sind wir Hammer
oder sind wir Amboss? Und wir sind als Nicht-Nuklearmacht einfach Amboss.
Und wir sind von anderen abhängig und wenn man drüber diskutiert, dann geht
es vor allem um unsere eigene, um unsere nationale Sicherheit."

Teile des Establishments nehmen nun Macrons - aus machtpolitischer Sicht
nachvollziehbare - Absage an eine weitreichende Teilung atomarer
Entscheidungsprozesse zum Anlass, die Frage nach einer deutschen
Atombewaffnung mal weniger, mal mehr verklausuliert, erneut aufzurufen. So
polterte [19] beispielsweise Jacques Schuster, Chefkommentator der Welt,
kurz nach Macrons Rede: "Präsident Emmanuel Macron hat den europäischen
Partnern einen 'strategischen Dialog' angeboten - und macht zugleich klar,
dass er die Kontrolle über die französischen Atomwaffen behalten will. Das
kann Deutschland nicht hinnehmen. [...] 'Die größte Eselei der deutschen
Nachkriegsgeschichte war die Unterschrift unter den Atomsperrvertrag',
schrieb Johannes Gross vor Jahrzehnten. [...] Sollten die Amerikaner unter
Donald Trump oder einem seiner Nachfolger auf die Idee kommen, die Europäer
ihrem Schicksal zu überlassen und die Nato für überflüssig zu erklären,
muss eine Europäische Verteidigungsgemeinschaft in letzter Konsequenz
gemeinsam über den Einsatz von Atomwaffen entscheiden. Verweigert sich
Frankreich, die letzte Atommacht der EU, dieser Einsicht, wird es nicht
mehr nur ein einzelner Publizist sein, der die deutsche Unterschrift unter
den Atomsperrvertrag für eine Eselei hält."
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AUSLAND/9317: Aus aller Welt - 16.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Schwierige Regierungsbildung in Tunesien

Kurz vor der Vorstellung des neuen Kabinetts haben sich mehrere
Mitglieder der gemäßigt islamistischen Ennahda-Partei aus der
Regierung zurückgezogen. Die Entscheidung bringe das Land in eine
schwierig Situation, sagte der designierte Premierminister Elyes
Fakhfakh nach Informationen der Nachrichtenagentur AFP. In Absprache
mit Präsident Kais Saied will Fakhfakh nun die verfassungsmäßigen
Fristen nutzen, um nach einer Lösung zu suchen. Sollte bis Mitte März
keine Regierungskoalition zustande kommen, könnte Staatschef Saied
das Parlament auflösen und Neuwahlen ausrufen.
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JUSTIZ/9317: Kriminalität und Rechtsprechung - 16.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Unbekannter überfällt Spielothek in Mindelheim

Die Polizei fahndet nach einem unbekannten Räuber, der in der Nacht
von Samstag auf Sonntag eine Spielothek im schwäbischen Mindelheim
überfallen hat. Nach Angaben der Ermittlungsbehörden zwang der
maskierte Täter eine Angestellte zur Herausgabe von Bargeld.
Anschließend flüchtete er mit einem vierstelligen Betrag. Es wurden
keine Waffen benutzt, und die Angestellte sei unverletzt geblieben,
hieß es.
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MILITÄR/9314: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 16.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Dutzende Tote bei Luftangriffen im Jemen

Bei Luftangriffen im Bürgerkriegsland Jemen sind mindestens 31
Zivilisten getötet und weitere zwölf verletzt worden. Wie das UN-Büro
für humanitäre Hilfe (Ocha) mitteilte, erfolgten die Angriffe in der
Provinz al-Dschauf. Einem Bericht des Deutschlandfunks zufolge warfen
die Huthi-Rebellen der von Saudi-Arabien angeführten
Militärkoalition vor, die Menschen getötet zu haben. Zuvor war in der
Provinz ein Tornado-Kampfflugzeug der Koalition abgestürzt.

16. Februar 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9316: Aus Parlament und Gesellschaft - 16.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Laschet kritisiert zögerliche Europapolitik der Merkel-Regierung

Bei einem Auftritt auf der Münchner Sicherheitskonferenz kritisierte
Nordrhein-Westfalens Regierungschef Armin Laschet die Europapolitik
von Bundeskanzlerin Angela Merkel. Die Bundesregierung brauche zu
lange, um auf Vorschläge des französischen Präsidenten Macron zu
reagieren, sagte der CDU-Vizevorsitzende nach Informationen des
Deutschlandfunks. Der mögliche Kandidat für Parteivorsitz und
Kanzlerkandidatur plädierte zudem für eine federführende
Zusammenarbeit Deutschlands und Frankreichs, um Europa
voranzubringen. Dazu gehört nach Ansicht Laschets nach dem Brexit
auch eine größere finanzielle Verantwortung Deutschlands in Europa.
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MELDUNGEN



Passagiermaschine nach Notlandung evakuiert

Eine Passagiermaschine der türkischen Fluggesellschaft Pegasus mußte
am Samstagnachmittag mit brennenden Reifen auf dem Düsseldorfer
Flughafen notlanden. Alle 163 Insassen wurden aufgefordert, das
Flugzeug vom Typ Boing 737 über Notrutschen zu verlassen, berichtete
die Deutsche Presse-Agentur. Als die Flughafenfeuerwehr die Maschine
erreichte, war der Reifenbrand bereits erloschen, sagte ein Sprecher
des Düsseldorfer Airports. Verletzt wurde demnach niemand.
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WISSENSCHAFT/8399: Aus Forschung und Technik - 16.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Cygnus-Frachtraumschiff zur Raumstation gestartet

Der private Raumfrachter Cygnus ist mit rund 3.500 Kilogramm Vorräten
und Materialien für wissenschaftliche Experimente an Bord unterwegs
zur Internationalen Raumstation ISS. Eine Antares-Trägerrakete
brachte die Kapsel am Samstagabend vom Weltraumbahnhof Wallops Island
(Virginia) in den Weltraum, teilte die US-Raumfahrtbehörde NASA mit.
Die Ankopplung an die ISS ist für Dienstag geplant. Dazu wird
NASA-Astronaut Andrew Morgan den vom US-Unternehmen Northrop Grumman
entwickelten und betriebenen Frachter mit Hilfe des Roboterarms der
Raumstation einfangen und an das Unity-Modul umsetzen. Cygnus wird
bis Mai an der Orbitalstation angedockt bleiben.
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AUSLAND/8413: Aus aller Welt - 16.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Internationale Pläne für Waffenembargo gegen Libyen

Zum Abschluß der Münchner Sicherheitskonferenz haben die
Außenminister von zwölf Ländern und Vertreter von drei
internationalen Organisationen das von den Vereinten Nationen 2011
gegen das nordafrikanische Bürgerkriegsland Libyen verhängte
Waffenembargo bekräftigt. Außerdem wurde die Einrichtung eines
internationalen Libyen-Komitees vereinbart. Zu den Teilnehmern des
Treffens gehörten Vertreter der fünf ständigen
Sicherheitsratmitglieder, Italiens, der Türkei und der Vereinigten
Arabischen Emirate. Den Vorsitz hatten Bundesaußenminister Maas und
die Vereinten Nationen. Das aktuelle Waffenembargo war ein Ergebnis
des Berliner Gipfels vom Januar dieses Jahres. Der Uno-
Generalsekretär Guterres hatte vor einiger Zeit den Vereinigten
Arabischen Emiraten, Ägypten, Rußland und der Türkei vorgeworfen,
gegen das Embargo zu verstoßen. Eine weitere Libyen-Konferenz wurde
für März in Rom angekündigt. Am Montag wollte sich Maas bei seinen
EU-Kollegen in Brüssel für eine gemeinsame Positionierung
hinsichtlich Libyen einsetzen. Z. B. könnten Marineschiffe wie bei
der gegen Fluchtbewegungen aktivierten Mittelmeer-Mission Sophia zur
Durchsetzung des Waffenembargos abkommandiert werden.

Seit dem gewaltsamen Sturz des Gaddafi-Regimes im Jahr 2011 herrscht
in Libyen Bürgerkrieg. Die Kriegsparteien haben sich um den vor allem
von den Vereinigten Arabischen Emiraten, Rußland und Ägypten
unterstützten General Haftar und den international anerkannten, von
der Türkei geförderten Ministerpräsidenten al-Sarradsch in Tripolis
gesammelt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8368: Medizin und Gesundheitswesen - 16.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Auch Kinder bekommen Rheuma

Entgegen der allgemeinen Annahme tritt Rheuma nicht nur im
fortgeschrittenen Alter auf. Auch junge Menschen und sogar
Kleinkinder können betroffen sein. Bundesweit leiden rund 15.000
Kinder und Jugendliche an juveniler idiopathischer Arthritis, so die
Versicherungsdaten der Kaufmännischen Krankenkasse KKH. Zu den
typischen Anzeichen zählen Bewegungseinschränkungen wie hinkendes
Gehen und Gelenksteifigkeit nach längeren Ruhephasen, beispielsweise
morgens. Betroffene Kinder versuchten zudem oftmals, Gelenkschmerzen
durch eine Schonhaltung, meist in Beugung, zu lindern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8401: Kriminalität und Rechtsprechung - 16.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Bundesanwaltschaft vernimmt mutmaßliche Rechtsterroristen

Bei Razzien in mehreren Bundesländern sind am Freitag zwölf Männer
festgenommen worden, die inzwischen in Untersuchungshaft sitzen. Die
rechtsextreme Gruppierung steht im Verdacht, Anschläge auf Politiker,
Asylbewerber und Muslime geplant zu haben, um die staatliche Ordnung
zu erschüttern. Dazu tauschten sie sich seit September 2019 zunächst
über Chats und Telefon aus. Später kamen sie mehrfach zusammen,
zuletzt im westfälischen Minden. Zum Kern der Gruppierung gehören
vier Männer aus Bayern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und
Baden-Württemberg. Die anderen acht Personen gelten als mutmaßliche
Unterstützer. Alle wurden den Samstag über von der Bundesanwaltschaft
in Karlsruhe vernommen.

16. Februar 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8323: Sprache, Kunst und Medium - 16.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Gäste aus China sagen Besuch bei der Berlinale ab

Mit Bedauern mußte die neue Geschäftsführerin der Berlinale, Mariette
Rissenbeek, bekanntgeben, daß die chinesische Delegation wegen der
Ausbreitung des Corona-Virus nicht nach Berlin reisen kann. Die
Entscheidung wurde fünf Tage vor Festival-Beginn publik gemacht.

Laut Berliner Morgenpost wäre es bei der 70. Auflage die erste größere
Delegation aus Peking gewesen. Die mögliche Ansteckungsgefahr kann
natürlich nicht eingegangen werden.

Am Montag um 10 Uhr beginnt in Berlin der Kartenvorverkauf für die
rund 340 Filme, die im internationalen Wettbewerb und den übrigen
Programmen zu sehen sein werden.

Eröffnet wird das Filmfest am Donnerstag mit der Literaturverfilmung
"My Salinger Year" mit Sigourney Weaver. Zum ersten Mal wird die
Eröffnungsfeier auch zeitgleich in Kinos der Städte München, Hamburg,
Essen und Halle zu sehen sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8390: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 16.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Zahlreiche Zivilisten bei Luftangriffen im Jemen getötet

Huthi-Milizen haben am Freitag im südarabischen Bürgerkriegsland
Jemen nach eigenen Angaben einen Kampfjet der Luftwaffe
Saudi-Arabiens abgeschossen. Über den Fernsehsender Al-Dschasira
warfen die Rebellen der von Riad angeführten Kriegsallianz vor,
anschließend bei Luftangriffen in der Provinz Al-Dschauf zahlreiche
Zivilisten getötet zu haben. Das Büro der Vereinten Nationen für
humanitäre Hilfe im Jemen meldeten am Samstagabend den Tod von
mindestens 31 Menschen ohne Angabe der Verantwortlichen. Zwölf
weitere Menschen wurden bei den Luftangriffen verwundet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8404: Aus Parlament und Gesellschaft - 16.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Thüringer Linke offen für Absprachen mit der CDU

Nach dem Eklat um den FDP-Mann Kemmerich, der sich im Thüringer
Landtag mit den Stimmen von CDU und AfD zum Ministerpräsidenten
wählen ließ, stehen die Chancen für den ausgebooteten Landeschef
Ramelow auf eine Wiederwahl so gut wie noch nie. Seine Partei Die
Linke hatte in Umfragen zuletzt Zustimmungswerte um die 40 Prozent. Selbst
CDU-Anhänger wünschen sich Ramelow als Ministerpräsidenten. Dieser
hatte seine Wiederwahl fest eingeplant und zusammen mit SPD
und Grünen verbindliche Koalitionsabsprachen getroffen, um in Erfurt eine
Minderheitsregierung bilden zu können. An diesem Montag wollten
Vertreter Der Linke, der SPD und der Grünen mit Mitgliedern der
CDU-Fraktion im Landtag über Zukunftsoptionen für Thüringen sprechen.
Vorab sagte Ramelow der Deutschen Presse-Agentur, er sei bereit, sich
mit der CDU etwa in Haushaltsfragen und Investitionen in die Kommunen
zu verständigen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8373: Tragisches und Kurioses - 16.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Eßwettbewerb - des Guten zu viel

Bei einem öffentlichen Kuchen-Wettessen in Moskau ist eine junge Frau
ums Leben gekommen. Die 23jährige soll sich verschluckt haben und sei
daran erstickt, berichtete die Zeitung "Komsomolskaja Prawda" online
unter Berufung auf die Polizei.

Aufgabe war es, in einer bestimmten Zeit so viel Kuchen und Gebäck wie
möglich zu verschlingen. Zwölf Personen waren zu dem Wettbewerb
angetreten. Nach Medienberichten lag die Frau unmittelbar vor dem
Schlußgong in Führung. Um den Sieg nicht zu gefährden, habe sie gleich
mehrere Kuchen nachgestopft. Zu der Tragödie kam es nach dem
offiziellen Ende. Die Siegerin verschluckte sich und erstickte an dem
offenbar zu schnell Genossenen, ohne daß ihr einer der Anwesenden
helfen konnte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8402: Arbeit, Soziales und Familie - 16.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Solidaritätskundgebung in Straßburg für Abdullah Öcalan

In Straßburg haben am Samstag Tausende von Kurden und Unterstützern
die Freilassung von Abdullah Öcalan gefordert. Der Gründer der
Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) war am 15. Februar 1999 in Kenia
entführt worden und befindet sich seitdem in türkischer Haft. Die PKK
begann 1984 in der Türkei den Kampf für einen Kurdenstaat. Inzwischen
fordern die Kurden, die rund ein Viertel der Bevölkerung der Türkei
ausmachen, kulturelle und sprachliche Eigenständigkeit. Die PKK wurde
in der Türkei und anderen Ländern als terroristisch verboten.

An der Kundgebung am Sitz des Europarats und des EU-Parlaments
beteiligten sich nach Angaben der Veranstalter 12.000 Menschen,
wohingegen die Polizei 4200 zählte. Die Demonstranten und
Demonstrantinnen waren aus mehreren Ländern angereist. Den
Grenzübergang Kehl passierten mehr als 50 Busse aus Deutschland sowie
zahlreiche Autos. Die Insassen wurden von französischer Polizei und
deutscher Bundespolizei kontrolliert.

Am Montag war in Genf ein Unterstützungsmarsch für Öcalan gestartet,
der nach vier Tagen in Basel endete. In Deutschland lebende Kurden
begannen ihren Marsch am Freitag vor einer Woche in Frankfurt, um
über Mannheim und Homburg Straßburg zu erreichen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8379: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 16.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Trotz 50 Jahre DDT-Verbot Spätfolgen feststellbar

Das berüchtigte Insektengift DDT, dessen Entdecker 1948 noch mit dem
Nobelpreis geehrt wurde, hat nichts von seinem Schrecken verloren.
Obgleich es seit den 1970er-Jahre verboten ist, treten selbst heute
noch Spätwirkungen auf. Zu diesem Ergebnis gelangte eine Studie von
Barbara Cohn von der Universität von Berkeley in Kalifornien und
Mitarbeiter. Ihnen zufolge kann DDT aufgrund seiner hormonartigen
Wirkung auch nach knapp fünf Jahrzehnten Latenzzeit Brustkrebs
auslösen. Wobei das Brustkrebsrisiko mit der Dosis stieg, der die
Betroffene ausgesetzt war.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8390: Märkte und Finanzen - 16.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Telekom und Vodafon wollen beim LTE-Netzausbau kooperieren

Telekom und Vodafon wollen künftig im ländlichen Raum und in anderen
kritischen Zonen gemeinsam LTE-Netze einrichten und betreiben. Laut
Pressemitteilung halten die beiden Konkurrenzunternehmen
Kooperationen im Netzausbau zum Wohle der Menschen in Deutschland für
immer wichtiger. Die angekündigte Zusammenarbeit hat noch nicht die
Zustimmung des Bundeskartelamts.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8402: Aus Forschung und Technik - 16.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Unzählige Apps greifen unerlaubt Nutzerdaten ab

Auch wenn viele Apps kostenlos sind, bedeutet das keineswegs, daß die
Entwickler vom Altruismus angetrieben werden. Denn Tausende von Apps
greifen unerlaubt Nutzerdaten ab. Obgleich dieser Vorwurf schon lange
bekannt ist, hat auch Google Verstöße gegen eigene Richtlinien nicht
geahndet. Experten der unabhängigen Forschungseinrichtung Appcensus
aus dem kalifornischen Berkeley kamen zu dem Ergebnis, daß rund 70
Prozent der Apps unerlaubt Identifizierungsmerkmale abgriffen. Unter
ihnen befanden sich populäre Apps wie Clean Master und Subway
Surfers, die mehr als eine Milliarde Mal installiert wurden.
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07183: Einer schiebt es auf den anderen (SB)


Wenn Theoretiker nicht weiter wissen oder in der Flut der
Unwägbarkeiten zu ertrinken drohen, retten sie sich am liebsten mit
der Aussage, daß die entstandene Stellungen äußerst scharf und unklar
sei. Eigentlich, so müßte man annehmen, beginnt doch erst an dieser
Schnittstelle die Arbeit am Analysebrett. Statt dessen wandern
derartige Positionen mit ebendieser Bemerkung in die Theoriewerke, wo
dann auf dem Leser das unbewältigte Problem eines verläßlichen Urteils
abgewälzt wird. Selbst die Meister, die schließlich auf den Turnieren
in die Verlegenheit kommen, die Stellung auf ihre versteckten
Qualitäten hin auszureizen, vermeiden eine klare Aussage mit der
Schutzbehauptung, daß sie in diesem Wirrwarr eine gewisse Ahnung über
Wert oder Unwert besitzen, die beste Zugfolge jedoch längst nicht
eruiert hätten. Im Grunde tappen also auch sie im dunkeln, im Neuland
einer unbegrenzten Komplexität. Sie haben sich lediglich der Aufgabe
gestellt, eine abgebrochene Frage ein wenig weiterzuknüpfen. Im
heutigen Rätsel der Sphinx bahnt sich jedoch eine unumstößliche
Antwort an. Weiß hat materiellen und positionellen Vorteil angehäuft.
Mit seinem nächsten Zug erfolgte dann der taktische Knockout,
Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07183: Einer schiebt es auf den anderen (SB)]



Gipslis - Wittmann

Hradec Kralove 1979


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die Hoffnungen von Schwarz erfüllten sich nicht. Statt sich
Angriffschancen herauszuspielen, ging er in einem Mattangriff unter:
1.Df2xf6+! und Schwarz gab auf wegen der forcierten Folge 1...Le7xf6
2.Ld4-c5+ Lf6-e7 3.Td1-f1+ Kf8-e8 4.Tg1-g8+ Le7-f8 5.Tf1xf8#



Erstveröffentlichung am 27. Januar 2007
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